
Umweltzone, Übergangs- und Ausnahmeregelungen 
Ausnahmen von Verkehrsverboten in der Umweltzone des Luftreinhalte-
plans Bonn 
 
Für die Umweltzone des Luftreinhalteplans Bonn werden auf der Rechtsgrundlage 
des § 40 Abs. 1 BImSchG und § 1 Abs. 2 der 35. BImSchV folgende Regelungen 
getroffen: 
 
I Befreiungen von Amts wegen 
 
I.1 Neben den in Anhang 3 zur 35. BImSchV aufgeführten Maschinen, Geräten 
und Kraftfahrzeugen werden: 
 
-  Kraftfahrzeuge bestimmter Gruppen von schwerbehinderten Menschen, die ent-

weder in der Vergangenheit die Voraussetzungen der mittlerweile aufgehobenen 
Runderlasse VI B 3-78-12/6 des damaligen Ministeriums für Wirtschaft und Mit-
telstand, Energie und Verkehr vom 04.09.2001 und 12.02.2002 erfüllt haben, bis 
zum Ablauf des jeweils genannten Gültigkeitszeitraums, oder die Voraussetzun-
gen des bundeseinheitlichen orangefarbenen Parkausweises aufweisen, sowie 

-  Kraftfahrzeuge mit Kennzeichen für Prüfungs-, Probe- oder Überführungsfahrten 
gem. § 16 Abs. 3 Fahrzeug-Zulassungsverordnung - FZV (rote Beschriftung, be-
ginnend mit der Erkennungsnummer „06“), Kraftfahrzeuge mit Ausfuhrkennzei-
chen gem. § 19 Abs. 1 Nr. 3 FZV und Kraftfahrzeuge mit Kurzkennzeichen gem. 
§ 16 Abs. 2 FZV sowie 

-  Kraftfahrzeuge, die ausschließlich für Zwecke des Schausteller- und Zirkusge-
werbeseingesetzt werden und für diese Zwecke bestimmt erkennbar sind1, 

-  Fahrzeuge ausländischer diplomatischer Missionen und internationaler Organisa-
tionen einschließlich ihrer bevorrechtigten Mitglieder, deren Kennzeichnung mit 
„0“ (Null-Kennzeichnung) beginnt (z.B. 0-10-310). Zulassungsstelle 
ist Berlin oder Bonn. 

-  Fahrzeuge ausländischer berufskonsularischer Vertretungen sowie ihrer bevor-
rechtigten Mitglieder, deren Kennzeichen von den für das Konsulat örtlich zustän-
digen Zulassungsbehörden mit den Fahrzeugerkennungsnummern 900 bis 999 
und 9000 bis 9999 zugeteilt werden (z.B. D 9000) vom Verkehrsverbot in der 
Umweltzone des Luftreinhalteplans Bonn befreit. 

 
I.2 Bis zum 31. Dezember 2010 werden von den Verkehrsverboten alle Kraftfahrzeuge-
befreit, die über einen Parkausweis für Handwerks- und Gewerbebetriebe im Sinne des 
Runderlasses III B-3-78-12/2 des Ministeriums für Bauen und Verkehr vom 16. April 
2007 verfügen (sog. Handwerkerparkausweis). 
 
I.3 Innerhalb der Umweltzonen erfolgt der Nachweis der Schwerbehinderung oder der 
Berechtigung des Handwerker- bzw. Gewerbeparkens durch deutlich 
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 Vgl. § 1 Abs. 2 des Autobahnmautgesetz für schwere Nutzfahrzeuge vom 02. Dezember 2004 (BGBl. I S. 
3122), zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 17. August 2007 (BGBl. I S. 1958) 
 



sichtbares Auslegen der Ausnahmegenehmigung zur Bewilligung von Parkerleichterun-
gen für behinderte Menschen oder des Parkausweises für Handwerks- und Gewerbebe-
triebe hinter der Windschutzscheibe des Kraftfahrzeugs (Sichtbarkeitsprinzip). 
 
I.4 Um dem erforderlichen Ausweichverkehr von den nicht mit Verkehrsverboten beleg-
ten Autobahnen Rechnung zu tragen, werden in Anlehnung an eine Regelung in § 41 
Abs. 2 Nr. 6 StVO von den Verkehrsverboten die Fahrten ausgenommen, die auf aus-
gewiesenen Umleitungsstrecken (Zeichen 454, 455, 457 oder 460 oder über den sog. 
„Roten Punkt“ im Sinne des Erlasses des Ministeriums III B 3 – 75-02/217 vom 08. Feb-
ruar 2006) durchgeführt werden, um besonderen Verkehrslagen Rechnung zu tragen. 
 
I.5 Die Befreiungen werden durch Allgemeinverfügung der Straßenverkehrsbehörde 
der Umweltzone im Plangebiet erteilt.  
 
II Befreiungen auf Antrag 
 
II.1 Verkehrsverbotsbefreiung bis zum 31.12.20102 
Kraftfahrzeuge können von einem Verkehrsverbot in der Umweltzone eines 
Luftreinhalteplans auf Antrag befreit werden, wenn 
 
- deren Halterin oder Halter im Gebiet der Umweltzone seinen Hauptwohnsitz hat 

(„Bewohner-Ausnahmegenehmigung“) oder 
-  deren Halterin oder Halter im Gebiet der Umweltzone den Geschäftssitz 

eines Gewerbebetriebs führt und das Kraftfahrzeug zum Betriebsvermögen ge-
hört („Gewerbe-Ausnahmegenehmigung“). 
Für die Erteilung der Ausnahmegenehmigung genügt der Nachweis über den 
Hauptwohnsitz bzw. den Geschäftssitz. Die Ausnahmegenehmigung ist gebüh-
renpflichtig. Anstelle einer Bewohner-Ausnahmegenehmigung wird von den Kon-
trollkräften auch ein hinter der Windschutzscheibe des Kraftfahrzeugs ausgeleg-
ter gültiger Bewohnerparkausweis akzeptiert. 

 
II.2 Verkehrsverbotsbefreiung bis maximal zum 31.12.2010 
Busse können von einem Verkehrsverbot in der Umweltzone auf Antrag bis maximal 
zum 31.12.2010 befreit werden, wenn ihr Betrieb im öffentlichen Interesse liegt (z.B. öf-
fentlicher Personennahverkehr, Schulfahrten, im Einzelfall Quell- und Zielverkehr von 
Reisebussen oder Zu- und Abfahrten von Veranstaltungen). Die Dauer der Befreiung ist 
auf das notwendige Maß zu beschränken und dem nachgewiesenen Bedarf anzupas-
sen. Die Befreiung ist gebührenpflichtig. 
 
II.3 Verkehrsverbotsbefreiung für die Dauer von 6 Monaten 
Kraftfahrzeuge können von einem Verkehrsverbot in der Umweltzone eines Luftreinhal-
teplans auf Antrag für 6 Monate ab Inkrafttreten der Umweltzone befreit werden, wenn 
sie die Umweltzone aus einem der folgenden Gründe 
befahren (Quell- und Zielverkehr): 
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 Dieses Datum beruht auf einer Frist der Verkehrsverbotsbefreiung taggenau 12 Monate ab dem Inkrafttreten 
der Umweltzone. 
 



-  zur Versorgung der Bevölkerung mit lebensnotwendigen Gütern oder Dienstleis-
tungen, insbesondere 

-  Bedarfe des Lebensmitteleinzelhandels, 
-  Bedarfe von Apotheken, 
-  Bedarfe von Altenheimen, Krankenhäusern und ähnlichen öffentlichen Einrich-

tungen, 
-  Bedarfe von Wochenmärkten, 
-  zum Erhalt und zur Reparatur betriebsnotwendiger technischer Anlagen, 
- zur Behebung von Gebäudeschäden einschließlich der Beseitigung von Wasser-, 

Gas- und Elektroschäden, 
-  für soziale und pflegerische Hilfsdienste, 
-  Zur Wahrnehmung überwiegender und unaufschiebbarer Interessen Einzelner, 

insbesondere für 
- notwendige Arztbesuche (z. B. Dialysepatienten u. a.), 
- Schichtdienstleistende, die nicht auf den öffentlichen Personenverkehr oder das 
  Fahrrad ausweichen können, 

-  zur Aufrechterhaltung von Fertigungs- und Produktionsprozessen wie z. B. 
- die Belieferung und Entsorgung von Baustellen, 
- die Warenanlieferung zu Produktionsbetrieben und Versand von Gütern aus der  
  Produktion einschließlich des betriebsnotwendigen Werkverkehrs, wenn Alterna    
  tiven nicht verfügbar sind, 

-  aus sonstigen im öffentlichen Interesse liegenden Gründen wie z. B. 
-  Durchführung von Schwertransporten, 
-  Zu- und Abfahrt zu Veranstaltungen. 
 
Die Dauer der Befreiung ist auf das notwendige Maß zu beschränken und dem nachge-
wiesenen Bedarf anzupassen; ergibt sich ausschließlich der Bedarf für Tages- oder 
Kurzzeitfahrten, so ist die Ausnahmegenehmigung bedarfsgerecht 
taggenau zu erteilen. 
 
Die Ausnahmegenehmigungen sind gebührenpflichtig und nur bei Vorliegen der beson-
deren Voraussetzung der Nummer II.4 verlängerbar.  
 
II.4 Verkehrsverbotsbefreiung für die Dauer von einem Jahr 
Bei Vorliegen der folgenden Voraussetzungen können Kraftfahrzeuge von einem Ver-
kehrsverbot in der Umweltzone eines Luftreinhalteplans bis zur Dauer von einem Jahr 
ab Inkrafttreten der Umweltzone auf Antrag befreit werden. Die Ausnahmegenehmigung 
kann bei Vorliegen der entsprechenden Voraussetzungen verlängert werden.Die Vor-
aussetzungen müssen kumulativ vorliegen. 
 
A. 
Die Nachrüstung des Kraftfahrzeugs mit einem zur Höherstufung in eine bessere 
Schadstoffklasse anerkannten Schadstoffminderungssystems ist technisch nicht mög-
lich, weil ein entsprechendes System aktuell am Markt nicht angeboten wird oder die 
Nachrüstung nicht realisierbar ist oder zum Austausch des Kraftfahrzeugs ist ein für die 
Umweltzone aktuell zugelassenes Neu- oder Gebrauchtfahrzeug verbindlich bestellt, 
aber noch nicht geliefert worden, sofern die Auslieferungsverzögerung nicht in den Ver-
antwortungsbereich des Bestellers fällt (Der Nachweis dieser Voraussetzungen kann 



durch eine Bescheinigung einer fachlich geeigneten Stelle (z. B. TÜV, DEKRA, Fach-
werkstatt, Fahrzeughersteller) geführt werden.) 
 
B. 
Das Kraftfahrzeug muss die Umweltzone aus einem der in Nummer II.3 benannten 
Gründe befahren. Die Dauer der Befreiung ist auf das notwendige Maß zu beschränken 
und dem nachgewiesenen Bedarf anzupassen; ergibt sich ausschließlich der Bedarf für 
Tages- oder Kurzzeitfahrten, so ist die Ausnahmegenehmigung bedarfsgerecht tagge-
nau zu erteilen. Voraussetzung für die Erteilung der Ausnahmegenehmigungen ist die 
Vorlage geeigneter Nachweise. Die Ausnahmegenehmigungen sind gebührenpflichtig. 
 
II.5 Verkehrsverbotsbefreiung für Sonderfahrzeuge 
Für Sonderfahrzeuge, die auf Grund ihres speziellen Einsatzzwecks technische Beson-
derheiten aufweisen (z.B. Messwagen, Mediensonderfahrzeuge) und für die nachweis-
lich dauerhaft keine Nachrüstung mit einem zur Höherstufung in eine bessere Schad-
stoffklasse anerkannten Schadstoffminderungssystem erhältlich ist und der Ersatz durch 
ein schadstoffärmeres Alternativfahrzeug wirtschaftlich nicht vertretbar ist kann bei Erst-
antrag eine Sondergenehmigung bis zur Dauer von 5 Jahren erteilt werden. Die Aus-
nahmegenehmigungen sind gebührenpflichtig und unter den gleichen Voraussetzungen 
wie bei der Erstbeantragung über das Ablaufdatum hinaus verlängerbar. 
 
II.6 Verkehrsverbotsbefreiung für Fahrten zur Direktvermarktung landwirtschaftli-
cher Produkte 
Landwirten, die im Rahmen der Direktvermarktung mit eigenen Transportfahrzeugen 
Frischwaren im Markthandel vertreiben, kann auf Antrag eine Sondergenehmigung er-
teilt werden, soweit für deren Fahrzeuge nachweislich dauerhaft keine Nachrüstung mit 
einem zur Höherstufung in eine bessere Schadstoffklasse anerkannten Schadstoffmin-
derungssystem erhältlich ist und der Ersatz durch ein schadstoffärmeres Alternativfahr-
zeug wirtschaftlich nicht vertretbar ist. Die Dauer und der Umfang der Befreiung sind auf 
das notwendige Maß der Zu- und Abfahrt zum Markt zu beschränken. Die Befreiung ist 
gebührenpflichtig. 
 
III Verfahrensbestimmungen 
Eine von der Straßenverkehrsbehörde in der Umweltzone erteilte Ausnahme erstreckt 
sich stets auf das gesamte Gebiet der Umweltzone. Eine von der Straßenverkehrsbe-
hörde in einer Umweltzone des Plangebietes erteilte Ausnahme für bestimmte Fahrten 
kann sich auf das Gebiet mehrerer Umweltzonen in Nordrhein-Westfalen erstrecken, 
wenn die Tatbestandsvoraussetzungen der Ausnahmeregelungen für mehrere Umwelt-
zonen vorliegen. Die örtlich zuständigen Straßenverkehrsbehörden erkennen erteilte 
Ausnahmeregelungen gegenseitig an. Die Straßenverkehrsbehörden, in deren örtlichem 
Zuständigkeitsbereich sich eine Umweltzone befindet, regeln durch eine Allgemeinver-
fügung, dass Ausnahmegenehmigungen anderer Straßenverkehrsbehörden im Plange-
biet dann für die in ihrer Zuständigkeit liegende Umweltzone gelten, wenn diese den Be-
reich ihrer Umweltzone benennen.  
 
Ausnahmen für Anwohner (Bewohner-Ausnahmegenehmigungen und Gewerbe-
Ausnahmegenehmigungen nach II.1) sind auf die Umweltzone, in der der Anwohner sei-



nen Hauptwohnsitz bzw. das Gewerbe seinen Geschäftssitz hat, beschränkt und sind 
bei der für den Hauptwohnsitz oder Geschäftssitz zuständigen Straßenverkehrsbehörde 
zu beantragen. 
 
Individuell erteilte Ausnahmegenehmigungen sind mittels Dienstsiegel als solche amtlich 
kenntlich zu machen und bei Befahren der Umweltzone deutlich sichtbar hinter der 
Windschutzscheibe des Kraftfahrzeugs auszulegen. Um zu verhindern, dass aus den 
hierbei sichtbaren Textstellen der Grund für die Ausnahmegenehmigung erkennbar und 
hierdurch möglicherweise von Außenstehenden diskriminierende Schlüsse gezogen 
werden könnten, sind die Ausnahmegenehmigungen in neutraler Form, jedoch mit ei-
nem eindeutigem Merkmal (z. B. eine Registriernummer, fortlaufende Nummer etc.) aus-
zufertigen. Die Gründe für die Erteilung der Ausnahmegenehmigung sind lediglich in den 
amtlichen Akten niederzulegen. Soweit eine Ausnahmegenehmigung lediglich für be-
stimmte Arten von Fahrten erteilt wurde, ist der Zweck der konkreten Fahrt im Einzelfall 
auf Verlangen durch den Fahrzeugführer nachzuweisen. 
 
Quelle: Bezirksregierung Köln Luftreinhalteplan Bonn vom 01.10.2009 
 


